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(Nr. 12779.) Ergänzungsverordnung zur Verordnung vom 23. November 1923 über die vorläufige Neu⸗ 
regelung der Gewerbeſteuer (Geſetzſamml. S. 519). Vom 16. Februar 1924. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Artikel J. 


Vorauszahlungen für 1924. 
8 1 
Sa 

(1) Eine Veranlagung der Gewerbeſteuer nach dem Ertrage für das Kalenderjahr 1923 findet nicht ſtatt. 

(2) Für die Bemeſſung der in der Zeit vom 1. April 1924 bis zur Veranlagung der Gewerbeſteuer 
für das Kalenderjahr 1924 von den gewerbeftenerpflichtigen Unternehmen nach SS 53, 54 zu entrichtenden 
Vorauszahlungen auf die Gewerbeſteuer, ſoweit fie nach dem Ertrage zu berechnen iſt, gelten die Beſtimmungen 
der §§ 2 bis 6 dieſer Verordnung. 5 

§ 2. 

(1) Der für die Vorauszahlungen auf die Gewerbeſteuer nach dem Ertrage maßgebende Steuergrundbelrag 
beträgt 10 vom Hundert des Betrags, der nach §ß 5 bis 8 und 12 des Artikels I der zweiten Steuernot⸗ 
veroronung der Reichsregierung vom 19. Dezember 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1205) und den zu ihrer 
Abänderung, Ergänzung und Durchfuhrung ergangenen oder ergehenden Beſtimmungen für das Einkommen 
aus gewerbeſteuerpflichtigem Betrieb als Vorauszahlung auf die Reichseinkommen⸗ oder Reichskörperſchaftsſteuer 
zu zahlen iſt. a f 855 5 

(2) Wird das Einkommen aus einem gewerbeſteuorpflichtigen Betriebe von mehreren Mitunternehmern 


x 


(Geſellſchaftern, Teilhabern) verſteuert ſo beträgt der Steuere rundbetrag 10 vom Hundert des Betrags, den 
0 9 9 9 


die ſämtlichen Mitunternehmer insgeſamt als Vorauszahlung für das Einkommen aus dieſem Betriebe zu 

entrichten haben. a f 
(3) Sind die Vorauszahlungen auf die Einkommen- und Körperſchaftsſteuer auf Grund der §§ 15 oder 37 

der zweiten Reichsſteuernotverordnung feſtgeſetzt worden, ſo gelten 10 vom Hundert des feſtgeſetzten Betrags 


als Steuergrundbetrag. Wird durch den feſtgeſetzten Betrag nicht lediglich Einkommen aus dem gewerbe⸗ 


ſteuerpflichtiſen Betriebe verſteuert oder iſt bei der Feſtſetzung der Verbrauch berückſichtigt worden, ſo hat auf 
Autrag des Steuerſchuldners der Gewerbeſteuerausſchuß den Steuergrundbetrag unter Berückſichtigung der 


Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 und des mutmaßlichen Gewerbeertrags feſtzuſetzen. Gegen den Feſtſetzunge⸗ 


beſcheid ſteht ſowohl dem Steuerpflichtigen wie dem Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes die Berufung an den 
Berufungsausſchuß zu, der endgültig entſcheidet. 2 
; f 8 R 83 f . N 
88 J } 
Für gewerbeſteuerpflichtige Wetriebe, die nicht zur Körperſchaftsſteuer oder zur Einkommenſteuer heran⸗ 
gezogen werden oder deren Einkommen nicht als Einkommen aus Gewerbebetrieb zur Einkommenſteuer hevan- 
Geſebſammlung 1924 (Nr. 1277912781) : a 


Ausgegeben zu Berlin, den 18. Februar 192]. 18 


j 
1 


— 110 — 


gezogen wird, find die Steuergrundbeträge unter ſinngemäßer Anwendung des § 2 diefer Verordnung von 
dem für die Veranlagung zuſtändigen Gewerbeſteuerausſchuſſe feſtzuſetzen. Gegen den Feſtſetzungsbeſcheid ſteht 
ſowohl dem Steuerpflichtigen wie dem Vorfigenden des Steuerausſchuſſes die Berufung an den Berufungs⸗ 
ausſchuß zu, der endgültig entſcheidet. 8 4 


(1) Die Vorauszahlungen an die Gemeinden find nach Maßgabe der von ihnen beſchloſſenen Hundert⸗ 
ſätze (Zuſchläge) nach dem Goldwerte zu leiſten. Sie haben in den gleichen Friſten wie die Einkommenſteuer⸗ 
vorauszahlungen zu erfolgen und zwar erſtmalig bis zum 10. April 1924 unter Zugrundelegung des voran- 
gegangenen monatlichen oder vierteljährlichen Vorauszahlungsabſchnitts. 

(2) Die beteiligten Miniſter können für beſtimmte Gruppen von Fällen die Vorauszahlungsfriſt ander⸗ 
weit feſtſetzen. Rs 

§ 5. 

Einnahmen und Ausgaben ſind in Goldmark zu berechnen. 


§ 6. 

(1) Die beteiligten Miniſter beſtimmen, ob und inwieweit der Steuerſchulduer gleichzeitig mit der Eut⸗ 
richtung der Vorauszahlungen eine Voranmeldung über Einnahmen und Ausgaben im abgelaufenen Kalender 
viertelſahr oder dem kürzeren für die Umſatzſteuer maßgebenden Vorauszahlungsabſchnitt der zur Hebung 
berechtigten Gemeinde einzureichen hat. Die Voranmeldung gilt als Steuererklärung im Sinne des $ 29 
der Verordnung vom 23. November 1923 (Geſetzſamml. S. 519). Gibt der zur Voranmeldung verpflichtete 
Steuerſchuldner bis zum Abſchluſſe der Friſt, innerhalb der die Vorauszahlung zu leiſten iſt, ohne begründete 
Entſchuldigung eine Voranmeldung nicht ab, oder entſprechen die Vorauszahlungen nicht den Beſtimmungen 
des § 2 dieſer Verordnung, ſo ſetzt auf Antrag einer beteiligten Gemeinde der Gewerbeſteuerausſchuß, ohne 
daß es einer Verhandlung mit dem Steuerſchuldner bedarf, auf Grund der ihm vorliegenden Unterlagen, 
oder ſoweit ſolche Unterlagen nicht zur Verfügung ſtehen, auf Grund einer Schätzung den vorauszuzahlenden 
Betrag feſt. = 

(2) Die Gewerbeſteuerausſchüſſe find nach näherer Beſtimmung der beteiligten Minifter befugt, auch vor 
Ablauf des Vorauszahlungsabſchnitts den Steuerſchuldnern Beſcheide über die Höhe und Fälligkeit der Vorans⸗ 
zahlungen zu erteilen; dies gilt auch dann, wenn eine Verpflichtung zur Voranmeldung nicht beſteht. 

(3) Gegen den Feſtſetzungsbeſcheid ſteht ſowohl dem Steuerſchuldner wie dem Vorſitzenden des Stener- 
ausſchuſſes die Berufung an den Berufungsausſchuß zu, der endgültig entſcheidet. 8 

§ 7. 

(1) Für die Feſtſtellung des Gewerbekapitals iſt der Stand vom 31. Dezember 1923 auch fix die 
Betriebe maßgebend, bei denen regelmäßige jährliche Abſchlüſſe an einem anderen Tage als am 31. Dezember 
ſtattfinden. Betriebe, bei denen regelmäßig jährliche Abſchlüſſe in der Zeit vom einſchließlich 30. Juni bis 


einſchließlich 30. Dezember ſtattfinden, find jedoch berechtigt, für die Feſtſtellung des Gewerbekapitals nach Art 


und Menge (Invenkar) den letzten vor dem 31. Dezember 1923 gemachten Abſchluß zugrunde zu legen; auch 


bei Zugrundelegung eines ſolchen Abſchluſſes ſind die Vermögensgegenſtände ausſchließlich nach den Be⸗ 


ſtimmungen des Artikels 11 der zweiten Reichsſteuernotverordnung zu bewerten. 
(2) Die Vorauszahlungen ſind nach dem Goldwerte zu leiſten. 


88. 
Die Lohnſumme iſt nach Goldmark zu berechnen. Die Vorauszahlungen auf die Steuer nach der Lohn⸗ 
ſumme find nach dem Goldwerte zu leiſten. S 9. f 


(1) Die Zerlegung der Steuergrundbeträge hat der Steuerſchulduer auf Grund der §S§ 36 ff. der Ge⸗ 
gung 9 


werbeſteuerverordnung vom 23. November 1923 vorzunehmen mit der Maßgabe, daß die Roheinnahmen 
beziehungsweiſe die Gehälter und Löhne des Monats März 1924 als Verteilungsmaßſtab zugrunde zu legen find. 


(2) Im Falle der 88 37 Abſ. 2 und 39 Abſ. 2 entſcheidet auf Antrag der Vorſitzende des für die Ver⸗ 


anlagung zuſtändigen Gewerbeſteuerausſchuſſes endgültig, ſofern nicht eine Vereinbarung unter den Beteiligten 


zuſtande kommt. Der Vorſitzende kann eine vorläufige Anordnung treffen. 
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(3) Treten weſentliche Anderungen des Betriebs im Verhältniſſe der einzelnen Betriebsſtätten zueinander 
ein, ſo können die Beteiligten ſich über die Zugrundelegung eines ſpäteren Zeitraums für die Feſtſetzung 
eines Verteilungsmaßſtabs einigen. Kommt eine Einigung nicht zuftande, fo entſcheidet auf Antrag der Vor- 
ſitzende des für die Veranlagung zuſtändigen Gewerbeſteuerausſchuſſes endgültig. 


$ 10. 

Öffentliche Körperſchaften, für deren Umlagen die Gewerbeſteuer den Maßſtab bildet, ſind berechtigt, 
ihre Umlagen nach Maßgabe der den Vorauszahlungen zugrunde liegenden Steuergrundbeträge zu erheben. 
Artikel II. 

Sonſtige Anderungen der Gewerbeſteuerverordnung vom 23. November 1923. 
81. 
§ 1 Abſ. 3 der Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer vom 23. November 1923 
wird geſtrichen und durch folgende Vorſchrift erſetzt: 3 f 5 
(3) Als Gewerbebetrieb gilt auch die entſprechende Tätigkeit von Vereinen, eingetragenen 
Genoſſenſchaften, Körperſchaften ſowie von Konſumanſtalten gewerblicher Unternehmungen im Neben- 
betriebe, ſelbſt wenn fie ſatzungsgemäß und tatſächlich auf einen feſtumgrenzten Perſonenkreis befchväntt 
und nicht auf Gewinnerzielung gerichtet-ift. 

Für das Kalenderjahr 1924 können in Abweichung von den Beſtimmungen der §§ 4 Abſ. 2 und 42 
Satz 3 der Gewerbeſteuerverordnung vom 23. November 1923 die Beſchlüſſe der Gemeinden über die Ein⸗ 
führung der Bemeſſung nach der Lohnſumme und der Heranziehung des Fiſchfanges der zuſtändigen Ver⸗ 
anlagingsbehörde bis zum 31. März 1924 zugeſtellt werden. 


2 2 


1 § J. 

Wo in der Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer vom 23. November 1923 
auf den dem niedrigſten Hundertſatze der Reichseinkommenbeſteuerung unterliegenden Betrag Bezug genommen 
iſt, tritt an deſſen Stelle der Betrag von 2 400 Goldmark. 

g § 4. 
Dem $ 41 Abſ. 2 der Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer vom 23. No⸗ 
vember 1923 wird folgender Satz angefügt: 

In beſonderen Ausnahmefällen können die Gemeinden auch darüber hinaus Abweichungen 
beſchließen, jedoch nur mit beſonderer Genehmigung der beteiligten Miniſter; § 56 Abſ. 3 des 
Kommunalabgabengeſetzes findet Anwendung. 

§ 5. 
Dem 8 65 Abf. 1 der Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer vom 23. November 1923 
wird zwiſchen Satz 1 und 2 hinzugefügt: d 
RE Die Wahl der Mitglieder des Steuerausſchuſſes bei denjenigen kreisangehörigen Gemeinden, 


denen die Verwaltung der Gewerbeſteuer obliegt, erfolgt entſprechend § 21 Abf. 2 durch die 
Gemeindevertretung. 86 
S * 


Die Eingangsworte des Artikels II der Gewerbeſteuerverordnung erhalten folgende Faffung: 
Mit dem 1. Januar 1924 werden vorbehaltlich der Anwendung auf frühere Fälle aufgehoben: 
87. | 
Artikel II Ziffer 5 der Gewerbeſteuerverordnung wird geſtrichen. Die im § 2 des Geſetzes wegen Auf⸗ 
hebung direkter Staatsſteuern vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 119) genannten Geſetze, betreffend 
Erhebung einer Bergwerksabgabe, werden mit Wirkung vom 1. Januar 1924 wieder in Kraft geſetzt unter 
Aufrechterhaltung der Beſtimmungen der §s 2 und 3 des genannten Geſetzes. 
Dieſe Verordnung tritt im übrigen am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 


* 
2 


unberührt. 
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Artikel III. 


Die beteiligten Miniſter werden ermächtigt, die zur Durchführung dieſer Verordnung erforderlichen 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltüngsvorſchriften zu erlaff E 


Berlin, den 16. Februar 1924. 


Siegel) ö Das Preuſiſche Staatsminiſterium. 
u Braun. Severing. v. Richter. Siering. 


(Nr. 12780.) Verordnung zur Anderung des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 Geeſehſinm. S. 53). 
Vom 16. Februar 1924. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit De Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: > 


Artikel J. 
Im § 380 Abs. 1 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 wird das Wort „zehn“ durch eh, 
im Abſ. 2 das Wort „neunten“ durch „vierzehnten“ erſetzt. 


Artikel II. 
Tage der Verkündung in Kraft. 


＋ 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 

Berlin, den 16. Februar 1924. i 

Zugleich für den Miniſter für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten. 


Das Preußiſche eee 
(Siegel) Siering. en 


Braun. 


Mr. 12781.) Verordnung über die vorläufige Ausſetzung der Durchführung von Vor beten des Heb⸗ 
ammengeſetzes. Vom 16. Februar 1924. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in bereintinmung mit dem Ständigen 


Ä Aus ͤſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


81 

8 
(1) Die Durchführung des Geſetzes über das Hebammenweſen vom 20. Sur 1922 (Geſetſamml. S. 179) 
und der zu ſeiner Abänderung ergangenen Geſetze vom 31. Dezember 1922 (Geſetzſamml. 1923 S. 2) und 
vom 15. März 1923 (Geſetzſamml. S. 63) wird inſoweit ausgeſetzt, als ſie de Errichtung und- Ae eg 


von Hebammenſtellen vorſchreiben und die Aufgaben der Hebammenſtellen regeln. 


(2) Orts- und Kreisſatzungen und Beſchlüſſe der kommunalen Körperſchaften über die Errichtung von 


Hebammenſtellen bleiben gültig, ihre Durchführung wird jedoch ausgeſetzt. Die Gültigkeit von Wahlen, die 


bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung zur Bildung von Hebammenſtellen a ee haben bleibt 
82. N 

Dieſe Verordnung kritt ſofort in Kraft; fie ait außer Kraft am 1. April 1025 

Berlin, den 16. Februar 1924. 5 


Für den Miniſter für Volkswohlfahrt. Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
0 rat) 


(Siege!) Siering. A Ö Braun. 
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